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11- 326bder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des N:>.tionalratcs XVIII. Gesetzgebungsperiode 

Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Keimei, Dr. Khol, Dr. Lackner, Dr. Lanner, Dr. Lukesch 
lmd Kollegen 
an den Bundesminister für Finanzen 
betreffend Resolution des Tiroler Gemeindetages am 20. November 1992 

Der Tiroler Gemeindetag hat am 20. November 1992 folgende Resolution be­
schlossen: 

In Zeiten steigenden Wirtschaftswachstums und wachsender Filialdichte wurde 
die Sonderabgabe von KreditlUltemehmungen - in ihrer derzeitigen legistischen 
Fonn - aus volkswirtschaftlichen Gründen eingeführt. Nunmehr hat sich die Er-
. tragslage der Banken aus vielen Gründen verschlechtert. Außerdem hat sich das 
wirtschaftliche Umfeld, in dem die Banken agieren müssen, dramatisch verändert. 

Dies alles führt dazu, daß in kleineren Gemeinden, in denen sich neben der Post­
sparkasse, nur die Filiale einer Bank befIndet, die Sorge laut wird,. daß diese 
Filiale aus Kostenerspamisgründen geschlossen würde. Mit ein Gnmd für derar­
tige Überlegungen ist die Sonderabgabe für Banken, die im § 4 Abs. 1 Banken­
Sonderabgabegesetz vorsieht, daß für Betriebsstätten (Filialen) eine Erhöhung der 
Abgabe Uln 100.000 S durchzuführen ist. 

Die Schließung der einzigen Bankfiliale im Ort hätte für ländliche Gemeinden er­
hebliche Auswirkungen. Ein wichtiger Dienstleisttmgsbereich könnte vor Ort 
nicht mehr angeboten werden. Die GemeindebÜfger wären gezwtmgen in Nach­
barorten die Leistung nachzufragen. Dies hätte aber auch Auswirkungen auf die 
allgemeine wirtschaftliche Entwickhmg anderer örtlicher Gewerbezweige, insbe­
sondere auf die für die Nahversorgung wichtigen Lebensmittelgeschäfte. 

Aus diesen Gründen ersuchen wir, folgende legistische Ändenmg vorzunehmen: 
Dem § 4 Banken-Sonderabgabegesetz ist ein Absatz 4 anzufügen. 
"(4) In Gemeinden, in denen nur eine Kreditlmtenlelunwlg mit nicht einge­
schränktem Wirkungsbereich seit 1.1.1966 tätig ist, ennäßigt sich die Abgabe für 
diese Betriebsstätte auf S 10.000." 
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Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den Btmdesminister für 
Finanzen folgende 

Anfrage 

1. Werden Sie die Forderung des Tiroler Gemeindetages unterstützen, daß 
gesetzlich geregelt wird, daß in Gemeinden, in denen nur eine 
Kreditlmtemelunlmg mit nicht eingeschränktem Wirkungsbereich seit 
1.1.1966 tätig ist, die Abgabe für diese Betriebsstätte auf 10.000 Schilling 
ennäßigt wird? 

2. Welm nein zu Frage 1, wie begründen Sie Thre ablehnende RaltmIg? 

3. Wenn ja zu Frage 1, bis wann ist mit einer Initiative Threrseits zu reclmen? 

4. Können Sie sich eine entsprechende Initiative im Rahmen der Ändenmg des 
Bankwesengesetzes vorstellen? 
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